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— Drucksache 11/7477 — 


Lockerung im Strafvollzug 


Lockerungen der Haft und Urlaub aus der Haft sollen nach dem Straf- 
vollzugsgesetz der Behandlung und Resozicihsierung des Strafgefange- 
nen dienen. Die Anordnung derartiger Lockerungen trifft der Anstalts- 
leiter unter Beteiligung der Vollzugskonferenz (§ 159 Strafvollzugsge- 
setz). Ledighch für Gefangene mit lebenslanger Freiheitsstrafe bestim- 
men die bundeseinheiüichen Verwaltungs Vorschriften, daß zusätzlich 
die Aufsichtsbehörde zustimmen muß. 

Dennoch haben einzelne Bundesländer durch untergesetzHche Rege- 
lungen angeordnet, daß Gefangene, die wegen schwerer Straftaten 
einsitzen, nur unter Beteiligung der zuständigen Staatsanwaltschaft, 
d. h. nach einem umfangreichen Informationsaustausch in den Genuß 
von Lockerungen kommen können. Zusätzlich soll im Anschluß bei die- 
ser Täter gruppe dann noch die Zustimmung der Aufsichtsbehörde ein- 
geholt werden. 

Zutreffend weist das Ministerium in Nordrhein- Westfalen auf den gro- 
ßen „zu erwartenden Zeitaufwand des Beteiligungs Verfahrens" hin. 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, in welchen Bundesländern derar- 
tige Sonderregelungen bei Vollzugslockerungen für Gefangene, die 
wegen besonderer Straftaten verurteilt wurden, bestehen? 


Die bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften zum Strafvoll- 
zugsgesetz sehen nicht nur bei Gefangenen mit lebenslangen 
Freiheitsstrafen, sondern auch bei Gefangenen, gegen die wäh- 
rend des laufenden Freiheitsentzuges eine Strafe vollzogen wurde 
oder zu vollziehen ist, welche gemäß § 74 a GVG von der Straf- 
kammer oder gemäß § 120 GVG vom Oberlandesgericht im ersten 
Rechtszug verhängt worden ist, vor der Gewährung von Vollzugs- 
lockerungen und Hafturlaub die Beteiligung der Vollstreckungs- 
behörde und ein Zustimmungsbedürfnis der Aufsichtsbehörde vor 
(Nr. 5 Abs. 2 VV zu § 11 StVolzG; Nr, 3 Abs. 2 VV zu § 13 
StVollzG). 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers der Justiz vom 23. Juli 1990 
übermittelt. Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Darüber hinaus ist nach Auskunft der Landesjustizverwaltungen 
eine Beteihgung der Staatsanwaltschaft als zuständige Vollstrek- 
kungsbehörde vor der Gewährung von Vollzugslockerungen oder 
Hafturlaub für Gefangene, die wegen bestimmter Straftaten zu 
zeitigen Freiheitsstrafen verurteilt worden sind, in den Bundeslän- 
dern Hessen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein vor- 
gesehen. 

Diese Regelungen knüpfen vornehmlich an Nummer 4 Abs. 4 zu 
§ 13 StVollzG der bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften 
zum Strafvollzugsgesetz an, nach der bei Gefangenen, gegen die 
während des laufenden Freiheitsentzuges eine Strafe wegen gro- 
ber Gewalttätigkeiten gegen Personen, wegen einer Straftat 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung oder wegen Handelns mit 
Stoffen im Sinne des Gesetzes über den Verkehr mit Betäubungs- 
mitteln vollzogen wurde oder zu vollziehen ist oder die im Vollzug 
in den begründeten Verdacht des Handelns mit diesen Stoffen 
gekommen sind, die Frage, ob eine Beurlaubung zu verantworten 
ist, besonders gründlicher Prüfung bedarf. 

Im einzelnen haben die Landesjustizverwaltungen folgende 
Regelung erlassen: 

Hessen: Die Hessischen Ausführungsbestimmungen zu § 13 
StVollzG (Urlaub aus der Haft) bestimmen, daß an der Prüfung 
nach VV Nr. 4 Abs. 4 die zuständige Strafvollstreckungsbehörde 
in der Weise zu beteiligen ist, daß diese um Abgabe einer die 
Vollzugsbehörde nicht bindende Stellungnahme ersucht wird. 

Diese Vorschrift gilt entsprechend bei der Gewährung von 
Urlaub, Ausgang und Ausführung aus wichtigem Anlaß gemäß 
§ 35 StVollzG und der Erteilung von Ausgang oder Urlaub zur 
Teilnahme an einem gerichtlichen Termin gemäß § 36 StVollzG. 

Eine Beteiligung der Aufsichtsbehörde in diesen Fällen ist nicht 
vorgesehen. 

Schleswig-Holstein: Die Ausführungsbestimmungen zu § 13 
StVollzG sehen u. a. vor, daß bei gefährlichen Gefangenen im 
Sinne der Nummer 4 Abs. 4 VV zu § 13 StVollzG vor erstmaliger 
Bewilligung von Urlaub der Vollstreckungsbehörde Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben ist. 

Der Aufsichtsbehörde ist in Fällen vorheriger Beteiligung der 
Vollstreckungsbehörde zu berichten, wenn der Freiheitsentzug 
bis zum festgesetzten Entlassungszeitpunkt noch länger als 
18 Monate dauert und die Vollstreckungsbehörde Bedenken 
gegen die beabsichtigte Maßnahme geäußert hat. Die Berichts- 
pflicht entfällt, wenn der Urlaubsantritt erst während der beiden 
letzten Monate vor dem voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt 
erfolgen soll. 

Hinsichtlich der Lockerungen des Vollzuges ist in den Ausfüh- 
rungsbestimmungen zu § 11 StVollzG bei der Bewilligung von 
Ausgang und Freigang eine sinngemäße Anwendung der 
vorzitierten Bestimmungen mit der Maßgabe vorgesehen, daß die 
Berichtspflicht entfällt, wenn der Gefangene bereits im Einver- 
nehmen mit der Aufsichtsbehörde Urlaub erhält. 
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Nordrhein-Westfalen: Abschnitt III Nr. 4 der RV vom 14. Februar 
1990 sieht vor, daß der Leiter der Justizvollzugsanstalt bei Gefan- 
genen im geschlossenen Vollzug, gegen die während des laufen- 
den Freiheitsentzuges eine Strafe wegen eines Tötungsdelikts 
nach den §§ 211, 212, 216 StGB oder eines sonst in die Zuständig- 
keit der Strafkammer als Schwurgericht (§ 74 Abs. 2 GVG) fallen- 
den Delikts, wegen einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbe- 
stimmung nach den §§ 175 bis 179, 181 StGB, wegen grober Ge- 
walttätigkeiten gegen Personen oder wegen Handelns mit Betäu- 
bungsmitteln in nicht geringen Mengen vollzogen wurde oder zu 
vollziehen ist und deren Strafrest mehr als neun Monate beträgt, 
vor der ersten Gewährung von Urlaub und Ausgang, der ersten 
Zulassung zum Freigang, der Verlegung in den offenen Vollzug 
im Rahmen der Progression und vor der erneuten Gewährung von 
Urlaub nach Urlaubsmißbrauch oder Mißbrauch vollzuglicher 
Lockerungen die für die laufende Vollstreckung zuständige 
Staatsanwaltschaft um Mitteilung dort vorliegender Erkenntnisse 
bittet. Nach Auswertung der übermittelten Erkenntnisse hat der 
Leiter der Justizvollzugsanstalt die Zustimmung des Präsidenten 
des Justizvollzugsamtes zu der beabsichtigten Maßnahme einzu- 
holen. 

Diese Regelung findet keine Anwendung auf Jugendstrafgefan- 
gene, Gefangene in sozial therapeutischen Anstalten sowie bei 
Gewährung von Urlaub und Ausgang nach § 15 Abs. 3, §§ 35 und 
36 StVollzG. Die Landesjustizverwaltung hat weiterhin mitgeteüt, 
daß diese am 1. März 1990 in Kraft getretene Rundverfügung 
zunächst bis zum 31. Oktober 1990 gilt und über eine Verlänge- 
rung der Geltungsdauer aufgrund von noch zu erstattenden Er- 
fahrungsberichten der Generalstaatsanwälte und der Präsidenten 
der Justizvollzugsämter entschieden werden wird. 

Über die bundeseinheitlichen Verwaltungs Vorschriften hinaus- 
gehende Zustimmungsvorbehalte der Aufsichtsbehörde vor der 
Gewährung von Vollzugslockerungen für Gefangene, die wegen 
der Begehung von Taten vergleichbarer Deliktsgruppen zu zeiti- 
ger Freiheitsstrafe verurteüt worden sind, haben auch die Landes- 
justizverwaltungen Baden-Württemberg, Hamburg und Nieder- 
sachsen erlassen. 

Die entsprechenden Rundverfügungen, die in Niedersachsen eine 
Beteiligung der Polizeibehörde vorsehen, enthalten jedoch nicht 
ein vorheriges Beteiligungserfordernis der Staatsanwaltschaft. 


2. Hält die Bundesregierung derartige Regelungen für rechtmäßig? 


Nach § 151 StVollzG führen die Landesjustizverwaltungen die 
Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten. Dies hat zur Folge, daß 
die Landesjustizverwaltungen durch Verwaltungsvorschriften im 
Interesse einer gleichmäßigen Vollzugspraxis mit innerdienst- 
licher Bindungswirkung Richtlinien und Entscheidungshilfen er- 
lassen oder in besonderen Fällen auch Einzelfallentscheidungen 
von der Zustimmung der Aufsichtsbehörde abhängig machen 
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können. Die Zuständigkeit des Anstaltsleiters für die Einzelfall- 
entscheidung wird hierdurch nicht berührt. 


3. § 15 Strafvollzugsgesetz sieht vor, daß der Vollzug zur Vorbereitung 
der Entlassung gelockert werden soll. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN, daß das vorgenannte zeitaufwendige Bet eiligungsverf äh- 
ren in vielen Fällen dazu führen wird, daß der Zeitpunkt, an dem der 
Gefangene an sich nach Verbüßung von Zweidritteln seiner Strafe 
entlassen werden könnte, erheblich hinausgezögert wird? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß das in Frage stehende 
Beteiligungsverfahren in vielen Fällen zu erheblichen Verzöge- 
rungen führt. 

Aus dem Kreis der Landesjustizverwaltungen ist mitgeteilt wor- 
den, daß das Beteiligungsverfahren nicht zu Verzögerungen der 
in der Anfrage angesprochenen Art geführt habe. In diesem Zu- 
sammenhang ist auf die geringe Anzahl der durch die Regelung 
erfaßten Gefangenen und darauf hingewiesen worden, daß das 
Beteiligungsverfahren vornehmhch für Erstentscheidungen vor- 
gesehen sei, die in der Regel erheblich vor dem voraussichtlichen 
Entlassungszeitpunkt getroffen würden. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN, daß derartige Regelungen eine zusätzliche Stigmatisie- 
rung des rechtskräftig Verurteüten als „gefährhcher Gewaltverbre- 
cher" fördert und dazu beiträgt, daß er/sie ein entsprechendes 
Selbstbildnis entwickelt? 


Hinlänglich empirisch gesicherte Informationen, die eine Beurtei- 
lung der Frage zuließen, ob derartige Regelungen dazu beitragen 
können, bei Gefangenen die Entwicklung eines negativen Selbst- 
bildnisses zu fördern, liegen der Bundesregierung nicht vor. 


5. Hält die Bundesregierung demgegenüber die gesetzlichen Regelun- 
gen zur vorzeitigen Entlassung {§§ 57, 57 a StGB) mit ihren detaillier- 
ten Voraussetzungen und der Stellungnahme der Anstaltsleitungen 
nicht für ausreichend, um größtmögliche Sicherheit vor neuen Straf- 
taten zu erreichen, und wenn nein, 

a) beabsichtigt sie, diese Vorschriften des StGB zu ändern, 

b) aufgrund welcher Überlegungen verspricht sie sich von oben 
genannten oder ähnlichen untergesetzlichen Regelungen einen 
Sicherheitsgewinn? 


Die das Verfahren bei der Aussetzung des Strafrestes bei zeitiger 
bzw. lebenslanger Freiheitsstraße gemäß §§ 57, 57 a StGB 
regelnde Vorschrift des § 454 StPO bestimmt ausdrücklich, daß 
die nach § 462 a StPO zuständige Strafvollstreckungskammer vor 
der gerichtlichen Entscheidung neben der Vollzugsanstalt auch 
die Staatsanwaltschaft zu hören hat. 
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Den hier in Frage stehenden untergesetzlichen landesrechtlichen 
Regelungen liegen daher hinsichtlich der Beteiligung der Staats- 
anwaltschaft keine von diesen gesetzlichen Regelungen abwei- 
chenden Gesichtspunkte zugrunde. 

Für eine Änderung der §§ 57, 57 a StGB sieht die Bundesregierung 
keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. 
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